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Soziales Europa

Weiterentwicklung fortsetzen, sondern 
sich auf die spezifi sch europäische Di-
mension konzentrieren, begegnet sie 
einer Reihe von Schwierigkeiten. Die 
Ausstattung der EU-Sozialpolitik ist 
sowohl hinsichtlich der Finanzen wie 
auch der Zuständigkeiten gering, der 
Kompetenzzuschnitt erklärt sich zu-
dem teilweise aus kontingenten Ver-
handlungsergebnissen. Die indirekten 
Wirkungen der EU-Politik auf die na-
tionalen Sozialpolitiken sind weitaus 
umfangreicher, jedoch auch schwieri-
ger zu beurteilen, weil nationale Ak-
teure dazu neigen, positive Maßnah-
men sich selbst zuzuschreiben, nega-
tive jedoch „Brüssel“ anzulasten.

Aus sozialethischer Perspektive 
muss Solidarität als normative Kate-
gorie in Europa weiter gedacht wer-
den, über den nationalen Rahmen hi-
naus, aber noch diesseits der Forde-
rung nach globaler Solidarität aller 
Menschen. Die europäische Integration 
relativiert nämlich tendenziell die na-
tionalstaatliche Ebene und stärkt die 
Regionen, zwischen denen häufi g grö-
ßere transnationale Gemeinsamkeiten 
als innerhalb eines Staates bestehen. 
Diese Problematik ist bei der europä-
ischen Wirtschaftsförderung eminent, 
für die weiterhin im nationalen Be-
zugsrahmen verbleibenden Sozialsys-
teme gegenwärtig jedoch weniger au-
genfällig als für die sozialen Problem-
lagen und sozialen Ungleichheiten, die 
regional und sektoral stärker differen-
ziert sind als zwischen den einzelnen 
Nationen – etwa hinsichtlich der Ar-
beitslosenquoten, der Einkommens-
schere oder des Armutsgefälles (vgl. 
Mau 2006). Hier fehlen gegenwärtig 
jedoch noch detailliertere Daten und 
geeignete Indizes, die einen wirklich 
aussagekräftigen europäischen Ver-
gleich der sozialen Lagen erlauben 
würden. 

 Die EU-Sozialpolitik 
 verfügt bisher nur über 
geringe Zuständigkeiten 
und Finanzmittel

Was bedeutet soziale Dimension der Integration?

Die soziale Dimension der europäi-
schen Integration kann drei unter-
schiedliche, aber zusammenhängende 
Dinge meinen:

Erstens die Auswirkungen der wirt-• 
schaftlichen und politischen Inte-
gration auf das gesellschaftliche 
Leben im umfassenden Sinne in 
der Union und ihren Mitgliedstaa-
ten, auf lebensweltliche und zivil-
gesellschaftliche Zusammenhänge 
und Organisationsweisen, etwa im 
Sinne einer gesellschaftlichen Mo-
dernisierung.
Zweitens können damit die Wohl-• 
standsverteilung und die sozia-
len Disparitäten in der Union ge-
meint sein sowie die europäischen 
Strategien zu ihrem Abbau, etwa 
durch die Struktur- und Regional-
förderung
Drittens können in einem engeren • 
Sinne die sozialpolitischen Aktivi-
täten der Union in den Blick ge-
nommen werden, die Frage also, 
welche Kompetenzen auf diesem 
Gebiet europäisiert werden und wie 
die Abstimmung mit den weiter-
hin in mitgliedstaatlicher Verant-
wortung verbleibenden Sozialpoli-
tiken, v. a. bezogen auf die sozialen 
Sicherungssysteme, vor sich geht.

Hier wird der Fokus auf Letzteres ge-
legt. Natürlich hängen die drei ge-
nannten Aspekte eng miteinander zu-
sammen: Die Mitgliedschaft in der EU 
ist mit regional unterschiedlichen Las-
ten und Nutzen verbunden, sie führt 
zu unterschiedlich stark ausgeprägtem 
Modernisierungsdruck, und sie wird in 
ungleichem Ausmaß als Gewinn oder 
Verlust sozialer Sicherheit empfun-
den. Von Anfang an war daher die 
von den wirtschaftlich starken Staa-
ten gewünschte ökonomische Liberali-
sierung mit Umverteilung in Form von 
Regionalhilfe für strukturell benachtei-
ligte Gebiete verbunden (vgl. Threlfall 
2007). Die eminente soziale Dimension 
der europäischen Struktur- und Regio-

nalförderung bleibt im Folgenden zu-
gunsten einer Konzentration auf die 
Sozialpolitik im engeren Sinn weitge-
hend (aber nicht vollständig) ausge-
klammert. Da soziale Ungleichheiten 
nicht nur in zunehmendem Maße euro-
päisch bewirkt und reguliert, sondern 
von den Menschen auch zunehmend 
im innereuropäischen Vergleich wahr-
genommen und beurteilt werden (Del-
hey/Kohler 2006), kommt der explizit 
sozialpolitischen Flankierung – quasi 
als Gegengewicht zur ökonomischen 
Integration (und zur Globalisierung) – 
eine hohe Bedeutung für die politisch-
öffentliche Legitimation der europäi-
schen Integration insgesamt zu. 

In der Spannung zwischen ökono-
mischer Freiheit und sozialer Sicher-
heit, die mit der Einschränkung und 
Regulierung von Freiheit verbunden 
ist, erkennt die christliche Sozialethik 
freilich keinen Gegensatz, sondern ein 
fundamentales soziales Bedingungs-
verhältnis, das es sorgfältig auszu-
tarieren gilt. In der Tat hat die euro-
päische Integration von Anfang an 
 sozialpolitische Maßnahmen einge-
schlossen, und zwar deshalb, weil oh-
ne sie eine ökonomische Verfl echtung 
nicht zu realisieren war. Gleichwohl ist 
festzuhalten, dass soziale Absicherung 
und soziale Rechte sich nicht auf Ef-
fi zienzerfordernisse der ökonomischen 
Systemintegration reduzieren lassen. 
Auch als bloße Faktoren der politi-
schen Legitimation – die nach wie vor 
hauptsächlich in den nationalen Are-
nen verhandelt wird – sind sie nicht 
zureichend bestimmt. Vielmehr gehen 
sie aufgrund ihres Charakters als indi-
viduelle soziale Grundrechte – auf 
Wohnung, auf Gesundheitsversorgung, 
auf elementare Risikoabsicherung – 
sowohl inhaltlich als auch hinsichtlich 
ihrer normativen Begründung darüber 
hinaus. Will die sozialethische Be-
trachtung der sozialen Dimension der 
Europäischen Union nicht nur die so-
zialethischen Diskussionen des natio-
nalen Wohlfahrtsstaats und seiner 
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Schwerpunktthema

Etwa 95 % der Sozialpolitik werden 
jedenfalls auch heute noch in den Mit-
gliedstaaten entschieden, v. a. die Fi-
nanzierung der sozialen Sicherheits-
systeme, des Bildungs- und Gesund-
heitssystems, die Höhe der Leistungen. 

Die sozialethische Refl exion muss da-
her zunächst die Unionszuständigkei-
ten und Einfl ussmöglichkeiten wahr-
nehmen und die Gründe für ihre Ent-
wicklung berücksichtigen.

Bereits in der ersten Phase der euro-
päischen wirtschaftlichen Integration 
konnte nicht verkannt werden, dass 
die Marktintegration nicht ohne ei-
ne sozialpolitische, vor allem arbeits-
rechtliche Flankierung zu bewerkstel-
ligen war.

Die Rolle des EuGH bei der Etablie-
rung eines effektiven sozialen Schut-
zes in Europa und der Entwicklung ei-
ner europäischen Sozialpolitik sollte 
ohnehin nicht unterschätzt werden. 
Die EuGH-Rechtsprechung hat seit An-
fang der 1970er Jahre den Grundsatz 
der Entgeltgleichheit als ein subjekti-
ves Recht der benachteiligten Arbeit-
nehmer interpretiert und dafür gesorgt, 
dass diese Vorschrift zur Rechtsgrund-
lage wurde für die umfassende Aner-
kennung und Durchsetzung des Rechts 
auf Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern, und zwar in einem Ausmaß, 
das die bisherigen Interpretationen 
der nationalen Gleichbehandlungs-
vorschriften weit hinter sich gelassen 
hat (vgl. Berghahn 2002). Daraus ging 
schließlich die aktive, auf Richtlinien 
gestützte Antidiskriminierungspolitik 
der EU hervor.

Zweite Phase: Arbeitsschutz 
und Armutsbekämpfung

In der zweiten Phase, die etwa ab 1972 
datiert wird, ist zunächst großer so-
zialpolitischer Elan seitens der Staats- 
und Regierungschefs und der Kommis-
sion zu konstatieren. Er fi el jedoch be-
reits in der Mitte der 1970er Jahre im 
Zuge der „Ölkrise“ und der folgenden 
ökonomischen Stagnation fast völlig 
in sich zusammen. Fortgeführt wur-
den jedoch die in erster Linie wettbe-
werbspolitisch motivierten Maßnah-
men, nun vor allem auf dem Gebiet 
des Arbeitsschutzes. Die Grundlage da-
für, dass der Arbeitsschutz europäisch 
erheblich ausgebaut werden konnte, 
liegt in der Rechtssetzungskompetenz 
der Gemeinschaft für das Funktionie-
ren des Binnenmarktes; entsprechend 
dienten die Maßnahmen dazu, Wettbe-
werbsvorteile einiger Mitgliedstaaten 
aufgrund ihrer niedrigen Schutzstan-

Vier Phasen europäischer Sozialpolitik

Mit Schulte (2004, S. 84–88) lassen 
sich am europäischen Einigungspro-
zess rückblickend vier Phasen unter-
scheiden, in denen man sich auf eu-
ropäischer Ebene sozialpolitischer 
Probleme angenommen und schritt-
weise sich so etwas wie eine europäi-
sche Sozialpolitik entwickelt hat. Dabei 
sind mehrfach Strategie- und Metho-
denwechsel zu beobachten. Generell 
ist zu konstatieren, dass Sozialpoli-
tik anfänglich allein als ein Umstand 
der ökonomischen Integration gesehen 
wurde, sie anschließend immer weiter 
zu einem eigenständigen Feld der In-
tegrationspolitik ausgebaut wurde, oh-
ne bis heute freilich an die Bedeutung 
der Wirtschafts- und Währungspolitik 
oder auch nur der Agrarpolitik her-
anzureichen. 

Erste Phase: Schutz für Wander-
arbeiter und gleiche Entlohnung 
für beide Geschlechter

Bereits bei der Gründung des gemein-
samen europäischen Marktes durch die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
ging es auch um die soziale Sicherheit 
der Wanderarbeiter, sah der gemeinsa-
me Markt doch nicht nur die Freiheit 
von Kapital, Waren, und Dienstleis-
tungen, sondern auch von Arbeit vor. 
Der EWG-Vertrag von 1957 enthält 
daher bereits den Grundsatz der glei-
chen Entlohnung für Frauen und Män-
ner bei gleicher Arbeit, und eine frühe 
EWG-Verordnung statuiert die Gleich-
behandlung von Wander arbeitnehmern 
und inländischen Arbeitnehmern. Bei-
de Grundsätze gehören zum Kernbe-
stand des europäischen Arbeits- und 
Antidiskriminierungsrechts, das seit-
dem erheblich ausgebaut wurde und 

zu den Aktivposten europäischen So-
zialpolitik gerechnet wird. 

Die Gleichbehandlung von Wander-
arbeitern – also von Arbeitsmigran ten 
innerhalb der europäischen Mitglieds-
staaten – und Inländern bedeutet, dass 
für beide dieselben Bestimmungen 
hinsichtlich der Bezahlung, der Ar-
beitsbedingungen und des sozialen 
Schutzes gelten, also auch hinsicht-
lich der Besteuerung und der Sozialab-
gaben. Damit genießen Wanderarbei-
ter aber nicht nur denselben sozialen 
Schutz wie Inländer, sondern es wird 
auch einer Konkurrenzsituation ent-
gegengewirkt, in der Arbeitsmigran-
ten die inländischen Arbeitnehmer am 
Arbeitsmarkt durch niedrigere Lohn-, 
Arbeits- und Sozialstandards unterbie-
ten könnten.

Wettbewerbspolitische Motive ste-
cken auch hinter dem Grundsatz der 
Entgeltgleichheit für Frauen und Män-
ner bei gleicher bzw. gleichwertiger 
Arbeit, der auf Initiative Frankreichs 
in den EWG-Vertrag aufgenommen 
wurde. Frankreich befürchtete näm-
lich damals Wettbewerbsnachteile ge-
genüber Deutschland, und zwar gerade 
weil – aus der französischen Sicht – in 
französischen Unternehmen die glei-
che Bezahlung beider Geschlechter in 
höherem Grad geübt wurde als in der 
deutschen Wirtschaft. Der befürchtete 
Nachteil sollte durch Ausdehnung auf 
die anderen Marktteilnehmer neutrali-
siert werden. Hinter diesen beiden ar-
beitsrechtlichen Grundsätzen, die auch 
durch die Rechtsprechung des Europä-
ischen Gerichtshofs (EuGH) eine brei-
te Wirkung entfaltet haben, steckt al-
so ein wettbewerbsrechtliches Denken. 
Man kann es auch anders ausdrücken: 
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dards zu beseitigen. Erwähnenswert ist 
außerdem das erste europäische Akti-
onsprogramm zur Armutsbekämpfung 
(1981) in den Mitgliedstaaten. Es be-
deutet nämlich insofern einen Um-
schwung, als der ursprüngliche, allein 
auf die soziale Lage der Arbeitnehmer 
beschränkte Blick nun zugunsten ei-
ner Sozialpolitik für die gesamte Be-
völkerung ausgeweitet wird. 

Dritte Phase: Soziale Grundrechte 
der Arbeitnehmer

Die dritte Phase europäischer Sozial-
politik wird mit der 1989 verabschie-
deten Gemeinschaftscharta der so-
zialen Grundrechte der Arbeitnehmer 
eingeläutet. Sie ist zwar ein rechtlich 
unverbindliches Dokument, aber in-
sofern interessant, als sie die Einheit-
liche Europäische Akte aus demsel-
ben Jahr fl ankiert. Am dort festgehal-
tenen Binnenmarktprogramm waren 
nämlich von Kirchen, Wohlfahrtsver-
bänden, Gewerkschaften und linken 
Parteien die einseitige Akzentuierung 
von Deregulierung und Liberalisierung 
und der Verzicht auf sozialpolitische 
Maßnahmen kritisiert worden. Die Ge-
meinschaftscharta fährt einerseits im-
mer noch im Fahrwasser der Ökono-
mie – es geht um Grundrechte der Ar-
beitnehmer, sie beginnt mit dem Recht 
auf Freizügigkeit – andererseits doku-
mentiert sie sowohl den Erfolg zivil-
gesellschaftlicher und politischer Ak-
teure, die soziale Dimension überhaupt 
stärker zu berücksichtigen, als sie auch 
den Begriff der sozialen Grundrech-
te auf der obersten europapolitischen 
Ebene etabliert. 

Diese letztere Tendenz setzt sich mit 
dem Vertrag von Maastricht fort, mit 
dem 1992 die Europäische Union ge-
gründet wird. Der Vertrag von Maas-
tricht richtet das Institut der Unions-
bürgerschaft ein, die zu den nationalen 
Bürgerschaften hinzutritt. Die Unions-
bürgerschaft ergänzt die Staatsbürger-
schaft durch spezifi sche europäische 
Rechte, wie die Freizügigkeit, das 
Wahlrecht zum Europaparlament, das 
Recht auf konsularischen und diplo-

matischen Schutz in Drittstaaten, und 
ein Petitionsrecht. Damit ist ein Kern-
bestand an EU-Bürgerrechten etabliert, 
die im weiteren Verlauf vom EuGH um 
eine sozialrechtliche Dimension erwei-
tert wurden, etwa als Anspruchsrechte 
auf das soziale Existenzminimum. Ein-
gelöst werden diese Anspruchsrechte 
freilich nicht von der Union selbst, 
sondern von den Mitgliedstaaten, in 
denen die Unionsbürger sich aufhal-
ten. Das bedeutet, dass die Union den 
Bürgern mit der Freizügigkeit in der 
Union nicht nur die Teilnahme an na-
tionalen Arbeitsmärkten und Gesell-
schaften eröffnet, sondern auch die 
Teilhabe an sozialen Rechten durch 
den – freilich nur grundsätzlich aus-
formulierten – Zugang zu den sozialen 
Sicherungssystemen und den Sozial-
leistungen dieser Mitgliedstaaten.

Vierte Phase: Sozialpolitik als 
 eigenständiges Politikfeld

Mit dem Vertrag von Amsterdam (1999) 
beginnt die vierte Phase europäischer 
Sozialpolitik, in der sowohl program-
matisch als auch unions-verfassungs-
rechtlich die Sozialpolitik zu einem ei-
genständigen Politikfeld wird und ihre 
der Wirtschaftspolitik gegenüber un-
tergeordnete Stellung verliert. Das än-
dert freilich nichts daran, dass die Uni-
onskompetenzen in beiden Bereichen 
nach wie vor sehr ungleich sind, wie 
an der 1999 ebenfalls in Kraft getrete-
nen dritten Stufe der Wirtschafts- und 
Währungsunion (Einführung des Euro) 
deutlich wird. Seit „Amsterdam“

schreibt der EG-Vertrag jedoch der • 
Union in einem eigenständigen Ka-
pitel die Aufgabe zu, die Beschäfti-
gungspolitik der Mitglieder zu ko-
ordinieren,
hat die Union weitgehende Kom-• 
petenzen in der Antidiskriminie-
rungspolitik und
wird dem Dialog der Sozialpart-• 
ner eine bedeutende Stellung bei-
gemessen. 

Die Ende 2000 feierlich proklamierte 
Charta der Grundrechte der Europäi-

schen Union geht noch einen Schritt 
weiter. Sie wird zwar erst mit dem Ver-
trag von Lissabon in Kraft treten, fi n-
det jedoch bereits jetzt in der EuGH-
Rechtsprechung Beachtung, der sie 
als Ausdruck der gemeinsamen eu-
ropäischen Rechtstraditionen heran-
zieht. Die Grundrechtecharta enthält 
ein eigenes Kapitel „Solidarität“ (Ar-
tikel 27 bis 38), in dem unter ande-
rem das Recht auf Kollektivverhand-
lungen und Kollektivmaßnahmen – in-
klusive Streikrecht – enthalten ist, und 
die Rechte auf Zugang zu kostenfreier 
Arbeitsvermittlung, auf gerechte und 
angemessene Arbeitsbedingungen, auf 
soziale Sicherheit und soziale Unter-
stützung, auf Gesundheitsschutz, auf 
Zugang zu Dienstleistungen von all-
gemeinem wirtschaftlichem Interesse 
und auf Verbraucherschutz festgehal-
ten werden. Freilich bleibt die Grund-
rechtcharta vielfach vage und verweist 
zur Ausgestaltung auf die einzelstaat-
lichen Vorschriften und Gepfl ogenhei-
ten. Zudem ist nicht zu übersehen, dass 
die Union viele der statuierten Rech-
te nur „anerkennt“ und „achtet“, sie 
aber nicht „gewährleistet“. Die Reich-
weite der Grundrechtcharta ist näm-
lich auf die Unionspolitik beschränkt, 
die im sozialpolitischen Bereich über-
wiegend nur koordinierende Kompe-
tenzen hat. Dennoch sollte nicht un-
terschätzt werden, dass die Charta es 
als ein Recht jedes Bürgers festhält, 
Zugang zu den sozialen Sicherungs-
systemen, zum Bildungswesen so-
wie zur Gesundheitsversorgung des-
jenigen Mitgliedstaats zu erhalten, in 
dem er seinen rechtmäßigen Aufent-
halt hat. Hier wird künftig die EuGH-
Rechtsprechung für Präzisierung sor-
gen, was insofern problematisch ist, 
als damit einer demokratisch nicht le-
gitimierten Institution eine Schlüssel-
rolle in der weiteren Entwicklung zu-
kommt. Aus deutscher Sicht ist zudem 
interessant, dass das Streikrecht als ein 
Menschenrecht interpretiert wird, also 
nicht nur den Tarifparteien (d. h. den 
Gewerkschaften) zusteht (vgl. Däubler 
2004, S. 280). Ein Manko der Grund-
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rechtecharta liegt darin, dass sie kei-
ne individuelle Grundrechtsbeschwer-
de vorsieht.

Der gescheiterte Verfassungsvertrag 
und der aktuell im Ratifi zierungspro-
zess befi ndliche Vertrag von Lissabon 
schließlich halten hinsichtlich der so-
zialpolitischen Kompetenzen im We-
sentlichen am Status quo fest. Neu ist 
hingegen eine Querschnittsklausel, die 
die Union verpfl ichtet, bei allen ihren 
Maßnahmen der Förderung eines hohen 

Beschäftigungsniveaus, der Gewähr-
leistung eines angemessenen sozialen 
Schutzes, der Bekämpfung der sozia-
len Ausgrenzung sowie eines hohen Ni-
veaus der allgemeinen und berufl ichen 
Bildung sowie des Gesundheitsschut-
zes Rechnung zu tragen (Art. 9 Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union). Beobachter monieren jedoch, 
dass die Zuordnung oder Unterordnung 
zur Wirtschaftspolitik nicht konsistent 
geregelt sei (Brusis 2005). 

Die Offene Methode der Koordinierung 

Eine Eigenart der gegenwärtigen So-
zialpolitik in der Union besteht in der 
„Offenen Methode der Koordinierung“ 
(OMK) (vgl. Heidenreich/Bischoff 
2008). Ziel der (nicht auf Sozialpoli-
tik beschränkten) OMK-Strategie ist es, 
dort eine wirksame Koordinierung des 
einzelstaatlichen Handelns zu bewir-
ken, wo die Union (wie in der Sozial-
politik) keine gesetzgeberische Kom-
petenz hat, diese aufgrund der gefor-
derten Einstimmigkeit oder wegen der 
großen nationalen Unterschiede auch 
kaum erfolgreich wäre, ein abgestimm-
tes Vorgehen aber dennoch sinnvoll ist. 
(Zur weiteren Erläuterung und Kritik 
der OMK siehe den Beitrag von Wolf-
gang Schroeder in diesem Heft.)

Der ebenfalls seit 2000 geltende 
Monetarismus in der Finanzpolitik 
schränkt jedoch den sozialpolitischen 
Handlungsspielraum der Mitgliedstaa-
ten weitaus stärker ein als die OMK. 

Denn die Orientierung an der Geld-
wertstabilität als oberstem fi nanz- 
und währungspolitischen Prinzip for-
dert eine strenge Haushaltsdisziplin bei 
den EU-Mitgliedern und macht die in 
machen Ländern traditionell vorhan-
dene Bereitschaft, für sozialpolitische 
Maßnahmen eine höhere Verschuldung 
oder eine höhere Infl ation in Kauf zu 
nehmen, nahezu unmöglich. Erst vor 
diesem Hintergrund wird die OMK als 
eine Methode des Wettbewerbs und des 
Lernens zwischen verschiedenen Sys-
temen letztlich erkennbar. Ein einheit-
liches, erst zu etablierendes europawei-
tes europäisches Sozialsystem würde 
diesen Effi zienzfaktor annulieren und 
evtl. durch Umverteilung zwischen 
ärmeren und reicheren Regionen eher 
zur Kostensteigerung führen, wie et-
wa Wegner (2008, S. 111 f.) meint. Dies 
liefe aber der Lissabon-Strategie zu-
wider.

dringt darauf, für alle Bürger eine sol-
che Absicherung elementarer Risiken 
sicher zustellen, wie sie mit der moder-
nen Lebensweise, einer fl exiblen Öko-
nomie und rasch veraltendem Wissen 
verbunden sind. Ihre Zielsetzung ist 
die Freisetzung zu effektiver Freiheit, 
die von der Idee der Beteiligung am 
gesellschaftlichen Leben her verstan-
den wird, d. h. eine Rolle als demo-
kratisches Subjekt wahrnehmen und 
ein gutes Leben nach eigenen Vorstel-
lungen anstreben zu können. Damit 
wird die sozialethische Aufmerksam-
keit einerseits auf die Ressourcen für 
Beteiligung gelenkt, die etwa in Zu-
gängen zu Bildung und zu Beschäf-
tigung bestehen, andererseits auf al-
le Formen der Diskriminierung, Mar-
ginalisierung und Exklusion. Für die 
europäische Sozialpolitik müssen die-
se Grundgedanken in spezifi scher Wei-
se unter Flankierung durch die Leitge-
danken der Solidarität und der Subsi-
diarität entwickelt werden. Das ist hier 
nur in Grundzügen möglich.

Spannung zwischen Freiheit 
und Sicherheit

Wie im historischen Durchgang er-
sichtlich wurde, besteht eine Haupt-
problematik europäischer Sozialpoli-
tik in der Spannung zwischen Markt-
freiheit und sozialer Sicherheit, da die 
Union sich vorrangig durch die vier 
Grundfreiheiten des freien Personen-, 
Waren-, Dienstleistungs- und Kapi-
talverkehrs defi niert und erst in nach-
geordneter Weise als Raum des sozia-
len Schutzes. Anders gesagt: Jegliche 
Ausnahmen von der Marktfreiheit – et-
wa indem bestimmte Güter nur einge-
schränktem Wettbewerb unterworfen 
werden (Wohnen, Gesundheit) oder in-
dem Lohnbeihilfen für die Beschäfti-
gung Geringqualifi zierter gewährt wer-
den – stehen unter Legitimationszwang 
und sind nur unter engen Vorausset-
zungen zulässig. Auch die Übertragung 
von Aufgaben der Daseinsvorsorge auf 
bestimmte Anbieter – etwa Wohlfahrts-

Eckpunkte einer sozial ethischen Beurteilung

Welche Kompetenzen sollen der Union 
zugewiesen werden, um sozialethische 
Forderungen erfüllen zu können, wel-
che sollen oder müssen beim National-
staat verbleiben? Welche Entwicklung 
soll dieses Verhältnis nehmen – Stär-
kung von „Brüssel“ (unter Abbau des 
Demokratiedefi zits) oder Stärkung des 
nationalstaatlichen Handlungsspiel-
raums? Dies ist keine Frage, die al-

lein pragmatisch-organisatorisch zu 
beantworten ist. Sie berührt vielmehr 
sowohl die grundsätzliche Einstellung 
zur europäischen Integration als auch 
Fragen der demokratischen Legitima-
tion von Politik. 

Der normative Rahmen einer Ethik 
des europäischen wohlfahrtsstaatli-
chen Arrangements gründet sich auf 
eine Theorie sozialer Grundrechte und 
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verbände – oder ihre Monopolisierung 
laufen Gefahr, als Wettbewerbsverstö-
ße gewertet zu werden. Jedoch darf die 
Spannung zwischen Freiheit und Si-
cherheit nicht nur von einer Seite her 
beurteilt werden, denn beispielsweise 
hat der EuGH ein soziales Recht auf 
Zugang zur Gesundheitsversorgung 
gerade mit der Dienstleistungsfreiheit 
und Warenverkehrsfreiheit begrün-
det. Artikel 36 der Grundrechte-Char-
ta, der den freien Zugang zu diesen so 
genannten Dienstleistungen von all-
gemeinem wirtschaftlichem Interesse 
feststellt, wird künftig vermutlich zu 
weiteren Öffnungen bislang abge-
schlossener Leistungssysteme füh-
ren (siehe auch den Beitrag von Er-
ny Gillen u. a. in diesem Heft). Ganz 

grundsätzlich führen auch andere Li-
beralisierungen wie die Entterritoria-
lisierung des Gesundheitswesens und 
die Zulassung neuer Leistungserbrin-
ger, die Dienstleistungsrichtlinie oder 
die Arbeitszeitregelungen in Kranken-
häusern zunächst einmal nur zu Ver-
änderungen in eingespielten nationa-
len Wohlfahrtsarrangements, die nicht 
nur durch ein hohes (aber nicht unbe-
dingt optimales) Schutzniveau, son-
dern auch durch starke Positionen be-
stimmter Berufsgruppen und Anbieter 
mit oligopolähnlichen Wirkungen ge-
kennzeichnet waren. Dieser Verände-
rungsdruck ist aus sozialethischer Sicht 
zu Verbesserungen im Zugang, in der 
Effi zienz und in den Beschäftigungs-
chancen zu nutzen. 

Europäische Solidarität und europäische Subsidiarität

Obwohl Solidarität und Subsidiarität 
zu den anerkannten Werten bzw. po-
litischen Grundsätzen der Union gehö-
ren, führen sie aus sozialethischer Sicht 
nicht in jedem Fall zu eindeutigen Be-
urteilungslagen. Ob es eine tragfähige 
europäische Solidarität gibt, zwischen 
wem sie besteht und worauf sie sich 
gründet, ist eine viel diskutierte Frage 
(vgl. Mandry 2007; Mau 2008). Lässt 
sich die Umverteilung durch Regional-
förderung noch als „schwache Solida-
rität“ deuten, die letztlich eine Akzep-
tanzprämie für wirtschaftliche Libera-
lisierung ist, so stößt dies spätestens 
dort an Grenzen, wo es um den Wett-
bewerb im Kontext ungleicher Sozial-
standards, um Freizügigkeit und das Ge-
währen von Sozialleistungen für euro-
päische Migranten geht. Letztlich kann 
nur eine europäische Bürgersolidarität, 
die von einem europäischen Verbun-
denheitsgefühl unterfangen ist und die 
auch die politische Verantwortung für 
die Verteilung von Lasten in der Union 
übernimmt, die mit der europäischen Ei-
nigung einhergehende Risiko- und Las-
tenumverteilung auffangen. So weit ist 
Europa durchaus noch nicht, aber es be-
steht eine Vielzahl an Teilsolidaritäten. 

Auch der Subsidiaritätsgrundsatz 
führt zu ambivalenten Ergebnissen, da 
weder in jedem Fall deutlich ist, wel-
cher Ebene bestimmte Probleme zu-
zuordnen sind, noch die Frage nach 
der angemessenen Lösungsebene un-
abhängig von grundsätzlichen, legiti-
mitätstheoretischen Erwägungen zum 
politischen und demokratischen Cha-
rakter der Union zu beantworten ist. 
Sicherlich sind manche Probleme of-
fenkundig „europäisch“, wie die des 
sozialen Schutzes von Wanderarbei-
tern. Anders verhält es sich mit der 
Absicherung des Bevölkerungsgroß-
teils, die sowohl aufgrund demogra-
phischer bzw. struktureller Schwä-
chen der sozialen Sicherungssysteme 
als auch aufgrund Brüsseler Subventi-
onsverbote und fi skalischer Leitlinien 
unter Reformdruck steht. Eine Europä-
isierung wäre nur sinnvoll, wenn da-
durch die Probleme der bestehenden 
Systeme effi zienter behoben werden 
könnten. Dagegen spricht nicht nur 
die Pfadabhängigkeit dieser Systeme. 
Andererseits ist doch zu konstatieren, 
dass der sozialpolitische Handlungs-

Ohnehin ist es vom Solidaritätsge-
danken her nicht immer eindeutig zu 
bestimmen, wessen Interessen als vor-
rangig anzusehen sind (vgl. Wiemeyer 
2007, S. 286–293). Hohe Sozialstan-
dards sind keineswegs nur ein Wett-
bewerbsnachteil, sondern fördern Bil-
dungs- und Leistungsbereitschaft. An-
dererseits kann empirisch in Zweifel 
gezogen werden, dass es in Europa ei-
ne erhebliche Binnenwanderung in 
Länder mit höherem Sozialleistungsni-
veau gibt, wie zuletzt bei der Osterwei-
terung befürchtet und zur Begründung 
von Einschränkungen bei der Freizü-

gigkeit der neuen Mitglieder herangezo-
gen wurde (vgl. Kvist 2004). Unter Soli-
daritätsgesichtspunkten sollten derarti-
ge Beschränkungen nur zugunsten und 
nicht zulasten der weniger gut Gestell-
ten und nur temporär zulässig sein, etwa 
um die Abwanderung von Arbeitskräf-
ten aus den osteuropäischen Staaten zu 
verhindern, die für die Entwicklung die-
ser Regionen benötigt werden.

 Einschränkungen der Frei-
zügigkeit nur zugunsten 
der weniger gut Gestellten
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spielraum der Mitgliedstaaten durch 
die EU-Finanzpolitik zwar reduziert, 
diese Reduktion jedoch nicht durch 
entsprechende Unionskompetenzen 
auf der nächst höheren Ebene auf-
gefangen wird. Die OMK reagiert auf 
dieses Subsidiaritätsproblem, indem sie 

die Entscheidung auf der nationalen 
Ebene belässt und die Union vor allem 
als Antriebsmotor und Wissensagen-
tur einsetzt. Nur der tatsächliche Er-
folg der OMK-Politik kann zeigen, ob 
dies ein kreativer und effi zienter Aus-
weg aus dem Dilemma ist.

ligung gesichert werden, v. a. Bil-
dung, Gesundheit und Zugang zum 
Arbeitsmarkt.
Wegen ihrer moralischen Hochran-• 
gigkeit kommt der Bekämpfung ab-
soluter Armut die Priorität zu, und 
sie rechtfertigt auch eine innereu-
ropäische Umverteilung. Das Ziel 
muss darin bestehen, eine effekti-
ve europaweite Grundabsicherung 
zu gewährleisten, wobei die Leis-
tungshöhe – dem Grundsatz der 
Beteiligung entsprechend – relativ 
zur jeweils nationalen Gesellschaft 
und ihrem Wohlstandsgrad zu be-
messen ist.
Die darüber hinaus gehende Ausge-• 
staltung der Daseinsvorsorge, etwa 
der lebensstandardsichernden Al-
tersversorgung, oder des tertiären 
Bildungssystems ist eine Aufgabe 
der Strukturförderung, die insbe-
sondere den Transfer von Know-
how einschließt.

Pragmatische sozialethische Grundsätze

Die vorausgegangenen Überlegungen 
münden in die folgenden pragmati-
schen Grundsätze:

Erstens sollen die durch die europä-• 
ische Integration entstehenden Pro-
bleme der nationenübergreifenden 
Lebens- und Arbeitswelten auch eu-
ropäisch gelöst werden. Dies betrifft 
nicht nur das Arbeitsrecht, sondern 
vor allem die Mobilität zwischen so-
zialen Sicherungssystemen. Hier be-
steht etwa hinsichtlich der Portabi-
lität von Rentenansprüchen Hand-
lungsbedarf; insgesamt sollte auf die 

Kompatibilität bei der Absicherung 
grundlegender Risiken bzw. auf die 
Entterritorialisierung der Leistungs-
formen hingearbeitet werden.
Zweitens kommt der europawei-• 
ten Bekämpfung von Armut, Aus-
schluss und Diskriminierung ei-
ne vorrangige Bedeutung zu. Die 
europäische Integration darf nicht 
nur keine neuen Gruppen von Ex-
kludierten hervorbringen, sie muss 
im Gegenteil zum Abbau von Ex-
klusion beitragen. Dazu müssen die 
Voraussetzungen für soziale Betei-
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